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SGK-SR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

SGK-NR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
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v Invalidenversicherung

EL Erganzungsleistungen
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EFAS Einheitliche Finanzierung von ambulanten und stationdren Leistungen

DFF Département fédéral des finances

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CE (Eltorpmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

OFSP Office fédéral de la santé publique

FINMA Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers

Al Assurance-invalidité

PC Prestations complémentaires

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

AOS Assurance obligatoire des soins

EFAS Financement uniforme des prestations dans le domaine ambulatoire et

stationnaire
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POSTULAT
DATUM: 27.02.2017
ANJA HEIDELBERGER

BERICHT
DATUM: 01.12.2017
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Mérz 2015 reichte Thomas de Courten (svp, BL) ein Postulat zum Abbau von
Regulierungskosten durch die formelle Harmonisierung von Verfahren, Fristen und
Zahlungsintervallen im Unternehmenssteuerbereich ein. Dieses hatte zum Ziel,
Unterschiede bei der Gewinn-, Grundstickgewinn- und Lohnquellensteuer zwischen
den Kantonen zu reduzieren, da diese den Unternehmen, insbesondere den Mikro- und
Kleinunternehmen, hohe  Zusatzregulierungskosten  bereiteten. Durch eine
Harmonisierung zwischen den Kantonen kénnten diese Kosten reduziert werden, ohne
dass den Kantonen Steuereinbussen entstinden. Dazu mussten die Kantone aber eng in
die Uberarbeitung miteinbezogen werden. Der Bundesrat pflichtete dem Anliegen des
Postulanten bei, da ein Regulierungskostenbericht vom Dezember 2013 eine
Harmonisierung von Fristen und Zahlungsintervallen ebenfalls als prifenswert taxiert
hatte. Weil im Anschluss an diesen Bericht jedoch das EFD in Zusammenarbeit mit den
Kantonen mit der diesbezlglichen Prifung und Berichterstattung bis 2016 beauftragt
worden war, empfahl der Bundesrat das Postulat zur Ablehnung.

In der Frihjahrssession 2017 wurde das Postulat im Nationalrat behandelt. De Courten
wies darauf hin, dass der vom Bundesrat auf 2016 in Aussicht gestellte Bericht noch
nicht erschienen und allgemein seit dem Bericht 2013 .nicht viel Spurbares tatsachlich
passiert” sei. So hatten bereits 2015 ein Postulat Féhn (svp, SZ) und ein Postulat
(16.3720) Gossi (fdp, SZ) sowie die Motion Fournier (cvp, VS) eine beschleunigte
Umsetzung der im Regulierungskostenbericht prasentierten
Verbesserungsmassnahmen verlangt - bisher ohne zéhlbare Erfolge. Bundesrat Maurer
kiindigte die Veroffentlichung des zuvor auf das Jahr 2016 angesetzten Berichts, der in
Zusammenarbeit mit den Kantonen und der Schweizerischen Steuerkonferenz
entwickelt werde, auf die zweite Halfte des Jahres 2017 an. Entsprechend bat er den
Nationalrat darum, diesen Bericht abzuwarten, das Postulat abzulehnen und
anschliessend noch offene Forderungen durch einen neuen Vorstoss einzubringen.
Diesem Vorschlag folgte der Nationalrat jedoch nicht und stimmte mit 133 zu 56
Stimmen bei 3 Enthaltungen fir die Annahme des Postulats. Die ablehnenden Stimmen
und die Enthaltungen stammten allesamt aus der SP- und Grinen-Fraktion, die das
Postulat einstimmig ablehnten, sowie vereinzelt aus der CVP/EVP-Fraktion. '

Im Dezember 2017 verdffentlichte der Bundesrat einen Bericht in Erfillung des
Postulats de Courten (svp, BL) zum Abbau von Regulierungskosten durch die
Vereinheitlichung von Verfahren bei den direkten Steuern zwischen den Kantonen.
Gemass Bericht sehe die Bundesverfassung zwar eine Harmonisierung bei den direkten
Steuern vor, da jedoch Steuertarife, Steuersatze und Steuerfreibetrdge in der
Verantwortung der Kantone lagen, gabe es zum Beispiel beim
Steuererklarungsverfahren und beim Steuerbezug vielféltige kantonale Regelungen. Als
Ergebnis der Finanzautonomie der Kantone misse man entsprechend zwischen einer
Effizienzsteigerung durch Vereinfachung und einem Eingriff in die kantonale
Steuerautonomie abwagen. Da jedoch eine Harmonisierung von der Unterstutzung der
Kantone abhdnge und die kantonalen Steuerverwaltungen ablehnend auf die
Forderungen des Postulats reagiert hatten, sehe der Bundesrat ,kaum
Erfolgsaussichten flur eine weitere Harmonisierung®. Stillschweigend schrieb der
Nationalrat das Postulat in der Sommersession 2018 ab. 2
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.10.2019
JOELLE SCHNEUWLY

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 15.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

Nachdem die SGK-NR die Ergebnisse der Vernehmlassung zum indirekten
Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative zur Kenntnis genommen hatte, unterbreitete sie
Mitte Oktober 2019 ihrem Rat den entsprechenden Gesetzesentwurf. Dabei stellte sie
folgende Massnahmen vor, wie dem Fachkréftemangel und der fehlenden Attraktivitat
des Pflegeberufs begegnet werden kénne: Zum einen sollen dem Pflegepersonal mehr
Kompetenzen zugestanden werden. So sollen Pflegefachfrauen und -manner nach
Vereinbarung mit den Versicherern gewisse Leistungen, die vom Bundesrat definiert
werden, selbstéandig ohne érztliche Anordnung durchfiihren dirfen. Zum anderen sollen
Spitéler, Pflegeheime und Spitexorganisationen verpflichtet werden, Pflegefachleute
auszubilden. Dabei missten die Kantone fir mindestens einen Teil der ungedeckten
Kosten, die im Rahmen der praktischen Ausbildungsleistungen anfallen, aufkommen,
wobei sie vom Bund wahrend acht Jahren unterstitzt wirden. Weiter sah die SGK-NR
eine Verpflichtung der Kantone vor, Personen die eine Pflegeausbildung an einer
Hoéheren Fachschule oder Fachhochschule absolvierten, wéahrend ihrer Ausbildung mit
finanziellen Beitrdgen unter die Arme zu greifen. Auch hier solle der Bund den
Kantonen wahrend acht Jahren mit finanziellen Mitteln zur Seite stehen. Um das
Potential von Leuten auszuschépfen, die nach altem Recht ein Pflegediplom erworben
hatten, und diesen den Zugang zu heutigen Aus- und Weiterbildungen zu erdffnen,
beabsichtigte die Kommission zudem, ein Anschlussangebot fir diese Personengruppe
zu schaffen. Der Verpflichtungskredit, mit dem die SGK-NR die Ausbildungsoffensive
wahrend den acht Jahren zu finanzieren plante, soll einen Umfang von maximal CHF
469 Mio. aufweisen. Eine Minderheit de Courten (svp, BL) wollte nicht auf die Vorlage
eintreten, da sie der Ansicht war, dass dadurch in einem Bereich hohe Kosten zu Lasten
des Bundes verursacht wirden, der in die Zustadndigkeit der Kantone und der Branche
falle. Ferner bestinde die Gefahr einer Mengenausweitung, wenn das
Pflegefachpersonal gewisse Leistungen ohne érztliche Anordnung durchfihren
kénnte.

Sozialversicherungen
Erganzungsleistungen (EL)

In der Frihjahrssession 2018 behandelte der Nationalrat die Reform der
Erganzungsleistungen, die er ob ihrer Lénge in drei Blocke unterteilte. Er schuf
zahlreiche Differenzen zum Sténderat, insbesondere bezlglich der Voraussetzungen fur
den EL-Bezug. So beantragte die SGK-NR die Einfihrung einer Vermdgensschwelle in
der Héhe von CHF 100'000 fir Alleinstehende, CHF 200'000 fir Verheiratete und CHF
50'000 bei Kindern: Ubersteigt das Vermégen diese Schwelle, sollen keine
Erganzungsleistungen beantragt werden kénnen. Davon ausgeschlossen sollen jedoch
von den Betroffenen oder ihren Partnern bewohnte Liegenschaften sein, sofern die
Betroffenen ein hypothekarisch gesichertes Darlehen zulasten des Wohneigentums und
zugunsten der EL-Stelle aufnehmen. Silvia Schenker (sp, BS) sprach sich in ihrem
Minderheitsantrag gegen eine solche Anderung aus - nicht weil sie eine
Vermogensschwelle prinzipiell ablehne, sondern weil dieser Antrag nicht in der
Vernehmlassung war und daher noch zahlreiche Fragen dazu offen seien. Mit dieser
Ansicht standen die SP- und die Grunen-Fraktion jedoch alleine da, mit 137 zu 52
Stimmen nahm der Nationalrat die EinfUhrung einer Vermdgensschwelle an. Eine
weitere Differenz bei den Voraussetzungen schuf der Nationalrat, indem er gegen zwei
Minderheitsantrége einem Antrag der SGK-NR folgte, wonach ein Verbrauch von mehr
als 10 Prozent des Vermogens pro Jahr ab Entstehung des Anspruchs auf EL bei der IV,
bei der AHV ab zehn Jahren vor der Pensionierung, als Vermogensverzicht gelten solle,
sofern der Verbrauch ,ohne wichtigen Grund" erfolge (94 zu 86 Stimmen bei 9
Enthaltungen; 136 zu 53 Stimmen bei 1 Enthaltung). FlUr den Bezug von
Erganzungsleistungen beantragte die Mehrheit der SGK-NR Uberdies eine zehnjahrige
Karenzfrist, wéhrend der sich die Betroffenen ununterbrochen in der Schweiz
aufgehalten haben mussen. Es setzte sich jedoch eine Minderheit | Aeschi durch, die
den Bezug stattdessen von einer mindestens zehnjahrigen Beitragsdauer in die AHV
abhangig machen wollte (104 zu 83 Stimmen, 4 Enthaltungen).

Auch bezuglich der anerkannten Ausgaben schuf der Nationalrat einige Differenzen zum
Schwesterrat. Gegen eine Minderheit Feri nahm er den Vorschlag der SGK-NR auf
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Reduktion der Finanzierung des allgemeinen Lebensbedarfs fur Kinder unter zwolf
Jahren sowie ab dem zweiten Kind um ein Sechstel an (137 zu 53 Stimmen). Bezlglich
der Mietzinsen bestatigte der Nationalrat zwar die vom Stédnderat beschlossene
Schaffung verschiedener Regionen, strich jedoch auf Antrag einer Minderheit Il Pezzatti
die dritte Region und reduzierte die vom Standerat beschlossenen Betrage zur
Erstattung von Mietzinsen flr Alleinstehende sowie flr zuséatzliche im Haushalt lebende
Personen (139 zu 53 Stimmen). Deutlich |6ste der Rat fir den Antrag auch die
Ausgabenbremse (187 zu 3 Stimmen bei 3 Enthaltungen). Der Nationalrat stimmte auch
dem Antrag der Minderheit Clottu zu (102 zu 90 Stimmen), wonach diese Mietzins-
Betrage von den Kantonen um 10 Prozent gektrzt werden kénnen und der Bundesrat
die Einteilung Uberprifen muss, wenn sich der Mietpreisindex um 10 Prozent verédndert.
Eine Minderheit Quadranti hatte diesbeziiglich eine regelmassige Uberpriifung nach
zwei Jahren gefordert, war jedoch deutlich gescheitert (133 zu 58 Stimmen, 1
Enthaltung). Stark umstritten war im Sténderat die Frage gewesen, welche Kosten bei
den Krankenkassenpréamien angerechnet werden sollen. Dabei wurden vier
verschiedene Optionen diskutiert: Die Mehrheit der SGK-NR wollte dem Bundesrat
folgen und die kantonalen Durchschnittspramien anrechnen, solange diese die
effektiven Kosten nicht Ubersteigen; der Stdnderat hatte entschieden, die Pramie des
drittglinstigsten Krankenversicherers im Kanton zu vergliten; eine Minderheit | Carobbio
beflirwortete die Auszahlung von Durchschnittspramien, selbst wenn diese die
effektiven Kosten aufgrund von Pramienverbilligungen tUbertreffen; und eine Minderheit
I Humbel setzte auf die massgebende Pramie des Kantons. Letztere Option setzte sich
gegen den Antrag der Kommissionsmehrheit durch (138 zu 53 Stimmen), nachdem
dieser zuvor gegenilber der Minderheit | bevorzugt worden war (138 zu 53 Stimmen).
Nicht nur auf der Ausgaben-, auch auf der Einkommensseite nahm die grosse Kammer
Korrekturen vor: Zwar war man sich mit dem Stédnderat darlber einig, dass das
Erwerbseinkommen von Ehegattinnen und -gatten, die selber keine Rente beziehen,
starker angerechnet werden soll als bisher. Der Nationalrat folgte jedoch entgegen dem
Antrag der Minderheit Barrile, die wie der Stdnderat nur 80 Prozent anrechnen wollte,
der Kommissionsmehrheit: Neu soll das Einkommen der Ehepartner vollsténdig
angerechnet werden (103 zu 87 Stimmen bei 1 Enthaltung).

Bezuglich der Finanzierung der EL respektive der Massnahmen zur Reduktion der
Anzahl EL-Bezligerinnen und -Bezluger hatte sich im Stédnderat die Frage nach der
Méglichkeit auf Kapitalbezug in der zweiten Sédule als besonders umstritten gezeigt.
Anders als der Erstrat wollte die Mehrheit der SGK-NR den Versicherten die Moglichkeit
offenlassen, ihre Pensionskassengelder zur Halfte als Kapitalabfindung zu beziehen.
Dagegen wehrte sich eine Minderheit | Humbel, die dem Stadnderat folgen wollte,
wahrend eine Minderheit |l Sauter das geltende Recht, das den Bezug eines Viertels des
Altersguthabens als Kapitalleistung erlaubt, bevorzugte. Letztere Position setzte sich in
der grossen Kammer deutlich durch (Mehrheit vs. Minderheit I: 139 zu 49 Stimmen bei 1
Enthaltung; Mehrheit vs. Minderheit II: 14 zu 170 Stimmen bei 4 Enthaltungen). Um
jedoch der im Sténderat vielfach betonten erhéhten Gefahr, durch einen Kapitalbezug
spater auf Erganzungsleistungen angewiesen zu sein, zu reduzieren, beantragte die
Kommissionsmehrheit, die Leistungen bei einem teilweisen oder vollstdndigen
Kapitalbezug um 10 Prozent pro Jahr zu klrzen. Der Nationalrat unterstitzte diesen
Antrag gegen zwei Minderheitsantrage (106 zu 83 Stimmen; 119 zu 66 Stimmen bei 1
Enthaltung). Auch bei der Auszahlung der Pensionskassengelder fir Firmengrindungen
schuf die grosse Kammer eine Differenz zum Standerat, indem sie einem
Minderheitsantrag de Courten folgte, der keine Einschréankungen der Auszahlungen
beabsichtigte. Deutlich sprach sich die grosse Kammer auch flr einen
Minderheitsantrag Humbel aus, wonach rechtmassig bezogene Leistungen aus dem
Nachlass der Leistungsbezlgerinnen und -bezliger - bei Ehepaaren aus dem Nachlass
des Zweitverstorbenen - zurlckzuerstatten seien, sofern und inwieweit dieser CHF
50'000 Ubersteige (181 zu 7 bei 1 Enthaltung).

In der Gesamtabstimmung nahm der Rat seine neue Version zur Reform der
Erganzungsleistungen mit 125 zu 53 Stimmen bei 13 Enthaltungen an. Unzufrieden
zeigten sich die SP- und die Grlinen-Fraktion, wahrend sich ein Drittel der CVP-
Fraktion sowie einzelne Mitglieder der GLP- und der BDP-Fraktion der Stimme
enthielten. *

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 06.03.2013
FLAVIA CARONI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 04.03.2014
FLAVIA CARONI

Krankenversicherung

Der Nationalrat beriet das Geschéaft zur voriibergehenden Wiedereinfiihrung der
bedarfsabhangigen Zulassung als Erstrat in der Frihlingssession. Die Mehrheit seiner
Kommission beantragte Eintreten. Eine Minderheit de Courten (svp, BL) verlangte
Nichteintreten, eine zweite Minderheit Cassis (fdp, Tl) Rlckweisung an den Bundesrat
mit dem Auftrag, innert zweier Jahre Alternativvorschléage zur Steuerung der
ambulanten Medizin zu unterbreiten. Die Mehrheit argumentierte, jene Kantone,
welche ein Ubermassiges Wachstum des medizinischen Angebots feststellen, sollten
rasch ein Instrument erhalten, um das Angebot wieder bedarfsgerecht steuern zu
kénnen. Der Entwurf sei aus Sicht des Fdderalismus angemessen, da Kantone, welche
im Gegenteil eine Knappheit beflrchteten, sich auch fur den Status quo entscheiden
kénnten. Eine definitive Lésung liege zudem zu weit ausser Reichweite, um auf eine
Zwischenldsung verzichten zu kénnen. Die burgerlichen Minderheiten hielten die
Wiedereinfuhrung fur rechtsstaatlich bedenklich und deren Wirksamkeit im Hinblick
auf die Kosten als nicht bewiesen. Die Erarbeitung wirkungsvoller und dauerhafter
Losungen werde damit aufgeschoben. Die Datengrundlage bezlglich der tatsachlichen
Leistungsmengenentwicklung aufgrund der Aufhebung der Zulassungssteuerung sei
derzeit ungentgend und erlaube es nicht, neue Gesetze zu verabschieden. Schliesslich
lehnte der Rat den Nichteintretensantrag gegen die Stimmen der SVP und FDP deutlich
ab, den Ruckweisungsantrag, der auch von der Grinen Fraktion unterstutzt wurde,
jedoch nur knapp. In der Detailberatung forderte ein Einzelantrag Ingold (evp, ZH),
nebst Haus- und Kinderéarzten sollten auch Mediziner, welche sich wéhrend flnf Jahren
in der Schweiz weitergebildet hatten, keinen BedUlrfnisnachweis flr eine Zulassung
bendtigen. Eine solche Lésung wurde die Qualitdt der Versorgung starken und
Mediziner mit Kenntnissen des Schweizer Systems férdern. Dieser Antrag war
unbestritten und erhielt lediglich eine einzige Gegenstimme. In der Gesamtabstimmung
sprachen sich 103 Nationalratinnen und Nationalrate fur den Entwurf aus, 76 dagegen. °

In der Frihjahrssession 2014 befasste sich der Standerat erneut mit dem Entwurf fir
ein Bundesgesetz zur Aufsicht liber die soziale Krankenversicherung. Im Vorjahr hatte
die kleine Kammer als Erstrat einen vom Entwurf des Bundesrates abweichenden
Entschluss gefasst. Danach hatte die grosse Kammer, in der eine Mehrheit eine
Uberregulierung des Krankenversicherungsmarktes befiirchtete, beschlossen, das
Geschaft an den Bundesrat zurtckzuweisen, damit dieser eine Ergédnzung und
Verbesserung der Aufsicht in Form einer Teilrevision des Krankenversicherungsgesetzes
(KVG) vornehme und auf die Schaffung eines neuen Gesetzes verzichte.

In der ersten Runde der Differenzbereinigung beschloss der Standerat nun nach einer
kurzen Debatte, die Rlckweisung an den Bundesrat abzulehnen und am im Vorjahr
beschlossenen Entwurf festzuhalten. Er folgte damit dem Antrag einer grossen Mehrheit
seiner Kommission und des Gesundheitsministers, der erneut betonte, fur viele
wichtige Aufsichtstatigkeiten fehlten heute die gesetzlichen Grundlagen.

Bereits in der folgenden Woche schloss sich der Nationalrat dem Beschluss des
Sténderates an und verzichtete auf eine Rickweisung an den Bundesrat. Das Geschéft
ging damit an die SGK-NR zur Detailberatung. In der Herbstsession gelangte das Gesetz
erneut in den Nationalrat. Die Debatte stand im Zeichen der knapp drei Wochen spater
stattfindenden Abstimmung Uber eine &ffentliche Krankenkasse und gestaltete sich
ausserst ausfluhrlich. Wahrend die bdrgerliche Mehrheit ihren grundséatzlichen
Widerstand gegen das neue Gesetz angesichts der drohenden Einfuhrung einer
Einheitskasse aufgab, scheiterten zahlreiche linke Antrage auf Verscharfung der
Aufsicht. Die Kommissionsmehrheit ging mit Bundes- und Sténderat einig in der
Absicht, die Aufsicht Uber die soziale Krankenversicherung im neu zu schaffenden
Krankenversicherungsaufsichtsgesetz KVAG zu regeln. Eine Minderheit de Courten (svp,
BL) setzte sich dagegen weiter flr eine Integration einiger ihrer Ansicht nach
wesentlicher Bestimmungen des Entwurfes in das Krankenversicherungsgesetz (KVG)
und das Fallenlassen der restlichen Artikel ein. Dazu wollte sie das Geschaft erneut an
die Kommission zurlckweisen. Die bestehenden Aufsichtsinstrumente seien bei
konsequenter Anwendung absolut ausreichend, so die Begrindung. Alle Fraktionen bis
auf jene der SVP betonten jedoch die Wichtigkeit des neuen Aufsichtsgesetzes und
seiner sofortigen Beratung, woraufhin der Rickweisungsantrag mit 144 zu 40 Stimmen
abgelehnt wurde und die Detailberatung begann. In der umstrittenen Frage der
Kontrolle von Versicherungsgruppen folgte der Nationalrat dem Standerat gegen den
Antrag des Bundesrates und einer Minderheit Fehr Jacqueline (sp, ZH): Das BAG soll
demnach innerhalb einer Gruppe, welche verschiedene Versicherungsprodukte wie
Zusatzversicherungen, Taggeldversicherungen und Pensionskassen anbietet, nur jene
Geschaftsbeziehungen kontrollieren kénnen, die die obligatorische
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Krankenpflegeversicherung betreffen. Linke und Grinliberale warnten vor neuen
Missbrauchsmoglichkeiten, unterlagen jedoch bei allen diese Problematik berthrenden
Artikeln den burgerlichen Fraktionen, die ausfihrten, es sei nicht die Aufgabe des BAG,
ausserhalb der Krankenversicherung liegende Versicherungsbereiche zu kontrollieren.
Diese Kontrolle liege in der Zusténdigkeit der FINMA, mit der es keine Konflikte zu
schaffen gelte. Ein linker Minderheitsantrag Carobbio (sp, Tl), der die Publikation von
Pramien vor deren Genehmigung durch das BAG verbieten wollte, wie es der Bundesrat
vorgesehen und der Sténderat beschlossen hatte, scheiterte an der burgerlichen
Mehrheit im Rat. Diese folgte der Kommissionsmehrheit in ihrem Beschluss, die
provisorischen Pramien durften mit Hinweis auf deren noch ausstehende Genehmigung
veroffentlicht werden. Ebenso klar scheiterten zwei Minderheitsantrage de Courten
(svp, BL): Der erste wollte den Passus streichen, wonach das BAG die Genehmigung von
Préamien verweigern kann, falls diese zur Bildung Ubermaéssiger Reserven fuhre. Der
zweite wollte im Gesetz festschreiben, dass wahrend der Dauer eines
Beschwerdeverfahrens zwischen dem BAG und einer Krankenkasse Uber die
Pramienhdhe automatisch die héhere der beiden vorgeschlagenen Pramien zur
Anwendung kommen sollte. Die Antrage wurden nur von der SVP- und der BDP-Fraktion
unterstitzt. Einen wichtigen Teil des neuen Gesetzes bilden die Bestimmungen tber die
Ruckerstattung zu hoher Pramien. Der Rat folgte seiner Kommission diskussionslos
darin, den Pramienausgleich fur die Kassen freiwillig zu erklaren: Der Versicherer "kann"
gemass diesem Beschluss einen Préamienausgleich vornehmen. Die Rickerstattung
erfolgt dabei an alle im fraglichen Jahr bei der Kasse versicherten Personen, auch wenn
diese inzwischen den Kanton oder die Kasse gewechselt haben, und er erfolgt im
Folgejahr. Der Standerat hatte sich noch far einen zwingenden Ausgleich
ausgesprochen, der im Ubernachsten Jahr an jene Personen erfolgen sollte, die nach
wie vor bei der Kasse versichert sind. Bundesrat und Standerat hatten die Moglichkeit
einer Regulierung der Werbekosten und der Provisionen fur Vermittler durch die
Regierung vorgesehen. Im Gegensatz dazu wollte der Nationalrat lediglich die aktuell
fehlende gesetzliche Grundlage fur eine Branchenvereinbarung zur Regelung der
Telefonwerbung und der Vermittlerprovisionen schaffen. Ebenfalls gegen die Version
von Bundes- und Standerat sowie einer nur von der SVP-Fraktion gestutzten Minderheit
de Courten (svp, BL) folgte der Rat seiner Kommissionsmehrheit darin, die Kassen zum
gesonderten Ausweisen von Werbe- und Vermittlerkosten in der Jahresrechnung zu
zwingen. Eine Abschwachung des Entwurfs zugunsten der Kassen beschloss der
Nationalrat bei der Offenlegung der Entschadigungen flr die Mitglieder der leitenden
Organe: Wéhrend Bundes- und Stédnderat sowie eine Minderheit Fehr Jacqueline (sp,
ZH) eine Offenlegung samtlicher Entschédigungen des Verwaltungsrats und der
héchsten Entschadigung der Geschaftsleitungsmitglieder jeweils unter Namensnennung
anstrebten, folgte der Rat seiner Kommissionsmehrheit darin, auf die Namensnennung
zu verzichten. Die linke Minderheit hatte argumentiert, ihre Version folge Richtlinien
der Economiesuisse und es gelte, das Vertrauen der Bevolkerung in die Krankenkassen
wieder zu starken. Sie unterlag der burgerlichen Mehrheit, welche gleiche Regeln wie
bei den Ubrigen obligatorischen Sozialversicherungen schaffen wollte. Ein
Minderheitsantrag Pezzatti (fdp, ZG) war erfolgreich, der im Falle besonderer
Uberpriifungen durch die externe Revisionsstelle die Kosten nur dann der gepriiften
Kasse anlasten will, falls ein Verdacht auf schwere Méngel besteht. Bei der Kontrolle
durch  von der Aufsichtsbehdérde  herangezogene  Dritte  gewann  die
Kommissionsmehrheit gegen eine Minderheit Carobbio (sp, Tl) mit dhnlichem Resultat:
Die Kosten sollen den Kassen nur dann angelastet werden kénnen, wenn tatséachlich
Unregelmassigkeiten festgestellt werden. Die Minderheit wollte angesichts der
Unsicherheit Uber zuktnftige Entwicklungen keine abschliessende Aufzahlung der Félle,
in denen diese Mdglichkeit besteht, die Mehrheit dagegen argumentierte mit Klarheit
und Rechtssicherheit. Seiner Kommissionsmehrheit gegen eine Minderheit Steiert (sp,
FR) folgend, beschloss der Nationalrat auch, im Gesetz die moglichen sichernden
Massnahmen, welche die Aufsichtsbehérde gegen die Kassen verfligen kann,
abschliessend aufzuzéhlen. Zudem sollten diese nur bei schwerwiegenden Verletzungen
der Bestimmungen des KVAG oder des KVG anwendbar sein und vom BAG formell
verflgt werden. In der Gesamtabstimmung sprachen sich alle Fraktionen bis auf jene
der SVP geschlossen fur das neue Gesetz aus. Durch die SVP-Fraktion zog sich ein
Rostigraben: Wahrend die Deutschschweizer Mitglieder sich gegen das neue Gesetz
aussprachen, stimmten alle welschen und Tessiner Mitglieder daflir oder enthielten sich
ihrer Stimme. Es resultierten 139 Stimmen fur und 40 gegen das neue Gesetz (8
Enthaltungen).

Bereits in der Folgewoche gelangte das Geschaft zur zweiten Runde der
Differenzbereinigung erneut in den Stédnderat. Die Debatte war verhaltnismassig kurz,
und vollig unkontrovers - der Rat folgte in allen Punkten ohne Gegenvoten seiner
Kommission. Die Differenzen zum Nationalrat wurden mehrheitlich, jedoch nicht
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vollstandig behoben. So wurde am Verbot der Publikation noch nicht genehmigter
Pramien festgehalten, ebenso an der Bestimmung, wonach die betroffenen Kassen die
Kosten der speziellen Prifung durch eine externe Revisionsstelle zu bezahlen haben
und dies auch dann, wenn kein Verdacht auf schwere Mangel besteht. Gemass der vom
Standerat gewahlten Version kann das BAG die Kosten aber in Ausnahmefallen ganz
oder teilweise erlassen. Auch in der Frage der sichernden Massnahmen wollte der
Standerat nicht von seinem Beschluss abrlicken: Diese sollen bei jeglichen, und nicht
nur bei schwerwiegenden, Verletzungen des KVG und KVAG sowie ohne formelle
Verfigung des BAG anwendbar sein und im Gesetz nicht abschliessend aufgezéhlt
werden.

Mit diesen drei verbliebenen Differenzen gelangte das Geschaft bereits am Folgetag
wiederum in den Nationalrat. Dieser schloss sich auf Empfehlung seiner Kommission
gegen eine Minderheit de Courten (svp, BL) bei der Frage der Prémienbekanntgabe mit
grosser Mehrheit dem Standerat und damit dem Verbot der Publikation noch nicht
bewilligter Pramien an. Bei der Frage der Kostenlbernahme flr eine externe
Uberpriifung eines Versicherers schlug die SGK-NR einen Mittelweg vor, nach welchem
der Versicherer die Kosten zu tragen hat, falls ein Hinweis auf Unregelmassigkeiten oder
gesetzeswidrige Handlungen vorliegt. Dem folgte der Rat stillschweigend. Bei den
sichernden Massnahmen forderte die Kommissionsmehrheit, dem Sténderat
zuzustimmen, wéhrend eine Minderheit de Courten (svp, BL) an der eigenen Version
festhalten wollte. Mit 113 zu 66 Stimmen schloss der Rat sich der Mehrheit an.

Damit verblieb die neue Formulierung als einzige Differenz zum Sténderat, welche
dieser unmittelbar darauf und eine knappe Woche vor der Abstimmung Uber die
Volksinitiative fur eine 6ffentliche Krankenkasse diskussionslos ausrdumte.

Somit erubrigte sich eine Einigungskonferenz, vor der diverse Voten bereits gewarnt
hatten, und die Rate schritten am 26. September zur Schlussabstimmung. Im
Nationalrat wurde das neue Gesetz mit 139 zu 51 Stimmen bei 8 Enthaltungen
angenommen. Die Gegenstimmen kamen aus der SVP-Fraktion, wobei sich wiederum 4
Mitglieder fur das Gesetz aussprachen und 3 der Stimme enthielten. Im Standerat
sprachen sich 41 Mitglieder fur und 4 gegen das Krankenversicherungsaufsichtsgesetz
aus, wobei sich kein Stéanderatsmitglied der Stimme enthielt. Die bis zum 15. Januar
2015 laufende Referendumsfrist verstrich ungenutzt. ©

Im September 2017 reichte Thomas de Courten (svp, BL) ein Postulat ein, gemass dem
der Bundesrat Massnahmen zur Senkung der Pramienlast in der obligatorischen
Krankenversicherung prifen soll. Dazu soll der Bundesrat Bericht erstatten, wie der
Arztetarif Tarmed durch eine arztliche Rechnungsstellung in Form eines einfachen
Stundentarifs ersetzt werden kénne. Gemass dem Postulanten diene Tarmed nur der
Blrokratie, zudem erhéhe die vorgeschlagene Massnahme die Nachvollziehbarkeit der
Rechnungen sowie die Mdglichkeit zur Kontrolle der Arzte. Der Bundesrat entgegnete,
dass es den Tarifpartnern freistehe, einen Zeittarif zur Genehmigung einzureichen. Die
Beschréankung auf eine bestimmte Tarifform hingegen erachte er als zu starken Eingriff
in die Tarifautonomie. Da dies den Tarifpartnern die Einigung bei Tariffragen auch nicht
erleichtern wirde, empfahl der Bundesrat das Postulat zur Ablehnung.

Vor seiner ersten Behandlung in der Herbstsession 2017 hatte de Courten der
Abschreibung des Postulats eigentlich bereits zugestimmt, diese wurde jedoch dadurch
verhindert, dass Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG) das Postulat im Nationalrat
bekdmpfte. Somit wurde in der Wintersession 2017 eine Diskussion nétig. In dieser
unterstitzte Jauslin den Postulanten und erklérte, dass eine ,radikale Trendwende” im
Gesundheitssystem noétig sei und durch Annahme dieses Postulates ermoglicht werde.
Mit Blick auf die in der Verfassung garantierte Wirtschaftsfreiheit und das Kartellgesetz
kénne es nicht sein, dass die Versicherer und Leistungserbringer Tarifabsprachen
trafen. Vielmehr misse man mutig sein und auf einen freien Wettbewerb bei den
Gesundheitskosten setzen. Diesem Aufruf folgte der Nationalrat mit 106 zu 72 Stimmen
(bei 5 Enthaltungen) und Uberwies das Postulat. Dabei schloss sich ein Grossteil der
CVP- und eine Minderheit der BDP-Fraktion den befturwortenden SVP- und FDP-
Fraktionen an.’
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Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; 17.3956) und Pascale Bruderer Wyss (sp, AG; 17.3964)
beabsichtigten in zwei in beiden Réten eingereichten Motionen, das KVG um einen
Absatz zu ergédnzen, wonach der Bundesrat die Entschadigung der Vermittlertatigkeit
regeln kann und dadurch unverhéltnismassige Ausgaben fiir Vermittlerprovisionen in
der Grundversicherung verhindern soll. Die Motionérinnen riefen in Erinnerung, dass
der Bundesrat bereits 2012 eine entsprechende Regelung vorgesehen habe, diese
jedoch «mit Verweis auf die Selbstregulierung der Branche gestrichen» worden sei.
Diese Selbstregulierung sahen die Motiondrinnen allerdings aufgrund eines
Kassensturzberichts als nicht gegeben. Dieser habe ihrer Ansicht nach aufgezeigt, dass
die Vermittlerprovisionen deutlich héher lagen als die von der Branche vereinbarten
Betrage, Abschlisse der OKP und der Zusatzversicherungen vermischt wirden und
diesbezuglich keine Transparenz bestehe. Dies sei problematisch, da bei der OKP
Aufnahmepflicht herrsche und die Leistungen der Versicherer Ubereinstimmten.
Dadurch wirden «Vermittlerprovisionen finanzielle Fehlanreize» generieren, was
womoglich  zu  einer  Risikoselektion  oder  zur  Vermittlung  unndtiger
Zusatzversicherungen fuhren kénne. Es bedlrfe daher der Transparenz darlber, welche
Provisionen tber die OKP abgewickelt wirden. Der Bundesrat pflichtete der Ansicht der
Motionarinnen bei, wonach das gesetzte Ziel allein durch Selbstregulierung nicht
erreicht worden sei, und beantragte die beiden Motionen zur Annahme.

Der Standerat behandelte in der Wintersession 2017 einen Ordnungsantrag Kuprecht
(svp, SZ), der die Motion von Bruderer Wyss der SGK-SR zur Vorprifung zuweisen wollte.
Kuprecht betonte, dass Provisionszahlungen in der OKP nicht akzeptabel seien, die
Problematik aber sehr komplex sei. Deshalb solle sich die Kommission des Themas
annehmen. Dem stimmte die Motiondrin zu und empfahl Annahme des
Ordnungsantrags — was die kleine Kammer in der Folge tat.

Da die Nationalrdte Thomas de Courten (svp, BL) und Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG)
den Vorstoss von Birrer-Heimo Ende 2017 bekampft hatten, gelangte dieser in der
Frihjahrssession 2018 in den Nationalrat. Dort erklarte Jauslin, dass die
Krankenkassenprémien nicht wegen der Vermittlerprovisionen stiegen, sondern wegen
zahlreicher anderer Grinde. Die Vermittlerprovisionen wirden mit Geldern der
Zusatzversicherungen bezahlt. Ein solcher «Empdrungsvorstoss» sei gemass de
Courten unnétig. Diese Betitelung ihrer Motion wies Birrer-Heimo entschieden zurlick
und verwies auf die Schreiben mehrerer Versicherungsgesellschaften, die ihr Ansinnen
unterstitzten - wenn auch unter Bevorzugung eines anderen Losungsvorschlags. Knapp
entschied sich der Nationalrat mit 94 zu 91 Stimmen bei einer Enthaltung fur Annahme
der Motion. Das Zunglein an der Waage spielte eine Minderheit der SVP-Fraktion, die
sich fur die Vorlage aussprach, wodurch die geschlossen stimmende FDP.Liberale-
Fraktion und grosse Teile der BDP- und SVP-Fraktionen von den Ubrigen Fraktionen
Uberstimmt wurden. Im Oktober 2018 zog Bruderer Wyss ihre im Stéanderat eingereichte
Motion zurtick. ®

Im Dezember 2018 reichte Philippe Nantermod (fdp, VS) zwei parlamentarische
Initiativen fur eine Férderung der Nutzung von héheren Franchisen ein (Pa.lv. 18.484
und Pa.lv. 18.486). Mit Letzterer wollte er hdhere Franchisen fiir alle zugénglich
machen und entsprechend die Klausel im KVG, welche die Versicherung von
Kostenbeteiligungen verbietet, streichen. Franchisen sollen entsprechend versichert
und somit auch von Personen mit niedrigen Einkommen gewahlt werden kénnen. Mit 12
zu 12 Stimmen bei Stichentscheid von Kommissionsprasident de Courten (svp, BL) gab
die SGK-NR der Initiative Folge. °

Im August 2019, also noch bevor EFAS zum ersten Mal vom Parlament behandelt worden
war, reichte die SGK-NR mit 11 zu 11 Stimmen und Stichentscheid ihres Prasidenten
Thomas de Courten (svp, BL) eine Motion ein, mit der sie den Bundesrat mit dem
Einbezug der Langzeitpflege in die einheitliche Finanzierung ambulanter und
stationdrer Leistungen beauftragen wollte, sobald die notwendigen Grundlagen, die zur
Zeit im Rahmen eines Postulats (Po. 19.3002) erarbeitet werden, vorhanden seien. Der
Bundesrat erklarte, er begrisse den Einbezug der Pflegeleistungen in EFAS, da dies
einer zentralen Forderung der Kantone entspreche, und empfahl die Motion zur
Annahme. In der Wintersession 2019 debattierte der Nationalrat Uber die Motion. Mit
dieser kénne man verbindlich zeigen, dass man bereit sei, die Langzeitpflege in EFAS
aufzunehmen, verdeutlichte Regine Sauter (fdp, ZH) die Kommissionsposition. Barbara
Gysi (sp, SG) vertrat die Kommissionsminderheit aus Mitgliedern der SVP und der SP.
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Diese wehrte sich dagegen, die Kantone den Takt bezlglich EFAS vorgeben zu lassen,
und wollte eine fixe Zustimmung zum Einbezug der Langzeitpflege vor Vorliegen der
entsprechenden Grundlagen verhindern. Mit 70 zu 109 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
sprach sich der Nationalrat bei einstimmiger Ablehnung durch die SP- und die Griinen-
Fraktion sowie grossmehrheitlicher Ablehnung durch die SVP-Fraktion gegen die
Motion aus. ©
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